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Das in der Reihe Archiv des Historischen Ver-
eins des Kantons Bern erschienene Buch ist ei-
ne geku¨rzte und u¨berarbeitete Version der
an der Universität Bern eingereichten Disser-
tation von Daniel Flu¨ckiger. Thema der Ar-
beit ist der Wandel der staatlichen Infrastruk-
turpolitik in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts vom selbsttragenden, profitablen Ge-
schäft zu einem defizitären, aus allgemeinen
Steuern finanzierten «service public» mit Fo-
kus auf die damit einhergehenden politisch-
administrativen Auseinandersetzungen.

Ausgangslage bildet die in der Forschung
bislang vertretene These, nach der zentral or-
ganisierte Bu¨rokratien diese moderne Infra-
strukturpolitik massgeblich vorangetrieben
haben; dabei wurde jeweils auf die Verhältnis-
se in grossen Staaten wie Grossbritannien ver-
wiesen. Die Schweiz weist zwar im Strassen-
bau eine ähnliche Dynamik auf, sie gilt aber
als eines derjenigen Länder, in dem die staat-
liche Verwaltung vergleichsweise spät aufge-
baut wurde. Flu¨ckiger geht deswegen der
Frage nach, inwiefern diese These auch fu¨r
die hiesigen Verhältnisse Gu¨ltigkeit bean-
spruchen kann. Methodisch nähert er sich
seinem Untersuchungsgegenstand mit einer
quantitativen und qualitativen Komponente.
Unter erstere fallen Fakten zu Strassennetzen
und deren Finanzierung sowie eine Prosopo-
grafie der involvierten Akteure. Letztere um-
fasst zwei Fallbeispiele, nämlich der Bau der
Simmentalstrasse und der Wannenfluhstrasse
im Emmental.

Im Emmental dauerte es bis nach 1831,
ehe das Projekt angegangen wurde – was
nicht zuletzt auch damit zusammenhing, dass
hier die betroffenen Gemeinden Skepsis si-
gnalisierten, da sie befu¨rchteten, die Haupt-
last beim Bau und Unterhalt aufbringen zu
mu¨ssen. Dies war nicht unbegru¨ndet, denn
der rentable Staat der Patrizier hatte einen
grossen Teil der Ausgaben auf die lokale Ebe-
ne ausgelagert. Mit dem Regimewechsel und
dem neuen Strassenbaugesetz von 1831 bezie-

hungsweise 1834 änderte sich dies grundle-
gend: Die Ausgaben stiegen in die Höhe, die
Zölle fielen weg. Entscheidend in der neuen
Infrastrukturpolitik war die neue Rolle des
Parlaments. Die Grossräte, die teilweise als
Unternehmer u¨ber technisches Fachwissen
verfu¨gten und in den entsprechenden Kom-
missionen sassen, waren infolge ihrer engen
Vernetzung mit den lokalen Eliten bestens in-
formiert und forderten damit die Autorität
der staatlichen Experten heraus. Ihnen ging
es nun um die allgemeinen wirtschaftlichen
Vorteile, wobei sie auch den lokalen Verkehr
einbezogen. Zentral waren die ausgeglichene,
regionale Verteilung und eine aus allgemei-
nen Steuern finanzierte Förderung der Wirt-
schaft. Das Parlament war gegenu¨ber der
Verwaltung keineswegs ohnmächtig: So kam
das Strassengesetz gegen den Willen des fest
angestellten kantonalen Ingenieurs zustande.
Und mit den Ausfu¨hrungen wurden regio-
nale Unternehmer beauftragt, die u¨ber Er-
fahrungen mit dem Schwellenbau verfu¨gten
und deren Know-how demjenigen der exter-
nen Fachleute der Regierung in nichts nach-
stand.

Flu¨ckiger zeigt, dass sich die moderne In-
frastrukturpolitik nicht aus der Umsetzung
eines theoretischen Konzeptes ergab, sondern
aus dem Zusammenspiel verschiedener Ak-
teure. Dies konnte sich im Einzelfall sehr
komplex gestalten, da ganz verschiedene Ebe-
nen in einer wechselseitigen Beziehung zu-
einander standen: Nebst der Regierung, dem
Parlament und den Regierungsstatthaltern
sind zum einen die Gemeinden zu nennen,
die zwar immer an guten Strassen interessiert
waren, aber stets eine Vermehrung von Kos-
ten und Arbeit möglichst vermeiden wollten;
zum anderen die lokalen Eliten (zum Beispiel
Käse-, Holz und Leinwandhändler), die auf
Subskriptionslisten fu¨r Strassenbauten ihren
Willen kundtaten. Sie waren es wohl, wel-
che am meisten profitierten: Bislang hatten sie
mit schlechten Strassen und den damit ver-
bundenen hohen Transportkosten zu kämp-
fen, wobei die Zölle den Handelsertrag zu-
sätzlich minderten. Allein fu¨r den Fernhan-
del hätte sich der Bau der Wannenfluhstras-
se allerdings nicht gelohnt; das ungu¨nstige
Verhältnis zwischen aufgewendeten Investi-
tionen und erzielten Einsparungen wurde nur
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deshalb in Kauf genommen, weil der infra-
strukturpolitische Fokus auf den Regionalver-
kehr verlagert worden war. Gleichzeitig zahl-
ten die lokalen Eliten wiederum nach der Er-
setzung der vielfältigen Abgaben durch allge-
meine Grundsteuern einen Teil ihres Mehrer-
trages an den Staat zuru¨ck. Dessen Haushalt
wies gleichwohl nun ein Defizit aus – dafu¨r
gab es jetzt «Strassen fu¨r alle».

Flu¨ckigers Studie bietet reichen Erkennt-
nisgewinn, zum einen durch präzise Frage-
stellung, Quellenkritik und Quelleninterpre-
tation, zum anderen durch die Behandlung
von Themenfeldern wie der Technologie in
Bezug auf die damaligen Möglichkeiten und
Grenzen oder der Frage nach dem Umgang
mit Eigentum oder dem Gemeinwerk und
den damit einhergehenden staats- und gesell-
schaftsrechtlichen bzw. –philosophischen As-
pekten.
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